
 
 
 
Leitsatz:  
 
Zur Erledigterklärung der Unterbringung in einem ps ychiatrischen Kranken-
haus: Die gesetzliche Regelung des § 67 d Absatz 6 Satz 2 StGB in seiner 
Neufassung vom 23. Juli 2004 (BGBl. 2004 Teil I S. 1838) erfasst nicht die 
Fälle, in denen schon die Anordnung der Unterbringu ng in einem psychiatri-
schen Krankenhaus auf einer Fehldiagnose beruht (Fe hleinweisung von Anfang 
an). In diesen Fällen tritt die Führungsaufsicht kr aft Gesetzes nicht ein. § 
68 f StGB bleibt hiervon unberührt.  
 
 
OLG Dresden, 2. Strafsenat, Beschluss vom 29.06.200 5, Az. 2 Ws 402/05 
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Oberlandesgericht 
 Dresden 

 
2. Strafsenat 

 
Aktenzeichen: 2 Ws 402/05  
I StVK 160/05 LG Leipzig 
210 VRs 5191/01 StA Chemnitz 
12 G-Ws 481/05 GenStA Dresden 

 
 
 
 

Beschluss 
 

vom 29. Juli 2005 
 
 
 

in der Straf- und Maßregelvollstreckungssache gegen  
 
 
  , 
   
  geboren am  
  zurzeit in der Justizvollzugsanstalt  
 
  Verteidiger: Rechtsanwalt  
        
 
 
wegen Totschlags 

 
hier:  Führungsaufsicht; Versagung der Strafaussetzung 

      - sofortige Beschwerde der Verurteilten -  
 
 

1. Auf die sofortige Beschwerde der Verurteilten 
wird der Beschluss der 
1. Strafvollstreckungskammer des Landgerichts 
Leipzig vom 11. Mai 2005 in seiner Beschluss-
formel Nrn. 2, 3 und 4 aufgehoben. 

 
Die weitergehende sofortige Beschwerde wird 
verworfen.  
 

2. Die Beschwerdeführerin trägt die Kosten des 
Beschwerdeverfahrens; allerdings wird die Ge-
richtsgebühr ein Drittel ermäßigt. 
Ein Drittel der der Beschwerdeführerin er-
wachsenen notwendigen Auslagen trägt die 
Staatskasse. 
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G r ü n d e : 
 
 

I. 
 

Das Landgericht Chemnitz hat die Beschwerdeführerin  am 

06. August 2001 wegen Totschlags zu der Freiheitsst rafe von 

fünf Jahren sechs Monaten verurteilt; zugleich hat es die 

Unterbringung der Beschwerdeführerin in einem psych iatri-

schen Krankenhaus angeordnet. Die Maßregel wurde se it dem 

05. November 2001 im Sächsischen Krankenhaus Altsch erbitz 

vollstreckt. 

 

Mit dem (beschränkt) angefochtenen Beschluss hat di e Straf-

vollstreckungskammer des Landgerichts Leipzig die M aßregel 

für erledigt erklärt und zugleich festgestellt, das s ge-

setzlich Führungsaufsicht eingetreten sei. Deren Da uer hat 

die Strafvollstreckungskammer mit fünf Jahren bemes sen, die 

Beschwerdeführerin für diesen Zeitraum der Führung und Lei-

tung eines Bewährungshelfers unterstellt und die Fü hrungs-

aufsicht im Weiteren konkret ausgestaltet. Darüber hinaus 

hat die Strafvollstreckungskammer die Vollstreckung  der 

restlichen Freiheitsstrafe angeordnet. 

 

Mit ihrer (beschränkten) sofortigen Beschwerde wend et sich 

die Verurteilte zum einen gegen die Feststellung de s Füh-

rungsaufsichtseintritts und deren nähere Ausgestalt ung, zum 

anderen gegen die Versagung der Strafaussetzung zur  Bewäh-

rung für die noch offene Restfreiheitsstrafe. 

 

Die Generalstaatsanwaltschaft Dresden hat beantragt , das 

Rechtsmittel als offensichtlich unbegründet zu verw erfen. 

 

 

II. 

 

Das Rechtsmittel hat Erfolg, soweit sich die Beschw erdefüh-

rerin gegen die Feststellung des gesetzlichen Eintr itts ei-

ner Führungsaufsicht wendet. Im Übrigen ist es unbe gründet.  
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a) Die Beschränkung der sofortigen Beschwerde auf e inzelne 

Beschwerdepunkte war zulässig, weil die angefochten en 

Entscheidungsteile nicht in einer so engen gegensei tigen 

Abhängigkeit stehen, dass sich ein Angriff gegen di e 

Feststellung des gesetzlichen Eintritts einer Führu ngs-

aufsicht nicht auch auf die Erledigungsfeststellung  der 

Maßregel erstreckt. Gleiches gilt für die Entscheid ung 

über die Aussetzung der Reststrafe zur Bewährung. 

 

b) Die Feststellung des gesetzlichen Eintritts eine r Füh-

rungsaufsicht und ihre inhaltliche Ausgestaltung ei n-

schließlich der Unterstellung unter einen Bewährung shel-

fer werden aufgehoben. 

 

Entgegen der - allerdings nicht begründet dargelegt en - 

Rechtsauffassung der Strafvollstreckungskammer und Tei-

len der Kommentarliteratur (vgl. Veh in MüKo-StGB 2 005, 

§ 67 d Rdnr. 30 m.w.N.) erfasst die gesetzliche Reg elung 

in § 67 d Abs. 6 Satz 2 StGB in der Neufassung vom 

23. Juli 2004 (BGBl. 2004 Teil I S. 1838) nicht den  hier 

vorliegenden Fall, dass bereits die Anordnung der U nter-

bringung in einem psychiatrischen Krankenhaus auf e iner 

Fehldiagnose beruht, weshalb die Maßregel als von A nfang 

an für erledigt erklärt wird. Dies ergibt sich sowo hl 

aus dem eindeutigen Wortlaut der Vorschrift als auc h aus 

der ihr zugrundeliegenden Begründung im Gesetzentwu rf 

der Bundesregierung vom 02. April 2004 (BT-DrS. 15/ 2887, 

S. 14 - zu Nr. 3 -). Darin wird ausgeführt: 

 
"Danach hat das Gericht die Unterbringung zunächst  in 
den Fällen für erledigt zu erklären, in denen  eine 
erneute Begutachtung im Rahmen der Überprüfung  der 
Fortdauer der Unterbringung durch die Strafvollstre -
ckungskammer (§ 67 d Abs. 2, § 67 e StGB) ergibt, 
dass der Untergebrachte nicht (mehr) an einem  
schuldausschließenden oder -vermindernden Zustand i m 
Sinne der §§ 20, 21 StGB leidet, der zur Anordnung  
der Maßregel geführt hat (1. Fallgruppe). Das Geric ht  
hat sich dabei nur mit der Frage zu befassen,  ob im 
Zeitpunkt seiner Entscheidung der Zustand  besteht. 
Die Frage, ob möglicherweise bereits die  Unterbrin-
gungsdiagnose fehlerhaft war, stellt sich im  Erledi-
gungsverfahren nicht. Denn zum einen unterliegt  im 
Erledigungsverfahren im Hinblick auf die fortbeste-
hende Rechtskraft des erkennenden Urteils nur der  ge-
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genwärtige und nicht der frühere Zustand des Unterg e-
brachten der Beurteilung des Gerichts (vgl. BVerfG  
NJW 1995, 2405, 2406). Zum anderen kann im Rahmen  
dieses Verfahrens auch aus tatsächlichen Gründen  im-
mer nur über die gegenwärtige Sachlage entschieden  
werden, weil nur zur gegenwärtigen psychischen Situ a-
tion des Untergebrachten hinreichende gutachterlich e 
Feststellungen getroffen werden können." 
 
 

Diese Begründung nimmt erkennbar die in der Rechtsp re-

chung entwickelten Grundsätze auf, um sie in Gesetz es-

form umzusetzen. Gerade im Hinblick auf die fortbes te-

hende Rechtskraft des erkennenden Urteils (vgl. ins oweit 

die ständige Rechtsprechung des Senats - 2 Ws 526/0 3 -, 

- 2 Ws 320/04 -, - 2 Ws 33/05 -) kann der (automati sche) 

Eintritt einer Führungsaufsicht nur daran gekoppelt  

sein, dass die Verurteilte von dem weiteren  Maßregel-

vollzug nach materiellem Recht zu verschonen ist, §  67 e 

StGB.  

 

c) Die Aussetzung der restlichen Strafvollstreckung  zur Be-

währung kommt indes nicht in Betracht. Die Beschwer de-

führerin hat keine gute Kriminalprognose, § 57 Abs.  1 

Nr. 2 StGB. 

 

Mit Recht hat die Strafvollstreckungskammer sachver stän-

dig beraten die weiterhin bestehende hohe Gefährlic hkeit 

der Beschwerdeführerin als äußerst ungünstigen Gesi chts-

punkt gewertet. Entgegen den Ausführungen des Verte idi-

gers hat die Strafvollstreckungskammer insoweit auc h ei-

ne eigene (richterliche) Entscheidung getroffen, wa s 

sich aus ihrer verwendeten Formulierung "hiervon ist  

auch die Kammer - wie bereits dargelegt - überzeugt "  er-

gibt. Gerade im Hinblick darauf, dass die Beschwerd efüh-

rerin nicht zuletzt aufgrund ihrer schwachen Intell igenz 

und ihrer Unfähigkeit zur Alkoholabstinenz nicht in  der 

Lage ist, vorprogammierte Konfliktsituationen adäqu at zu 

lösen und Hilfestellung in Anspruch zu nehmen, sond ern 

statt dessen auch vor Angriffen gegen das Leben And erer  
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nicht zurückschreckt, stehen einer Strafaussetzung wegen 

des betroffenen hochrangigen Rechtsguts bei einem R ück-

fall die Sicherheitsinteressen der Allgemeinheit en tge-

gen. 

 

 

III. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 473 Abs. 1 Satz 1 und 

Abs. 4 StPO. Der Senat hat den Teilerfolg des Recht smittels 

mit einem Drittel bewertet. 
 
 
 
 
Drath                   Schüddekopf          Poth 
Vorsitzender Richter    Richter am           Richte r am 
am Oberlandesgericht    Oberlandesgericht    Landge richt 


